
Fall 10: § 366 HGB

Die A verkaufte dem im Handelsregister als Kaufmann eingetragenen K, einem Kraftfahrzeughändler, einen gebrauchten Ferrari zum Kaufpreis von 25.000 €. Den Wagen übergab sie sofort an K. Das Eigentum an dem Ferrari behielt sich die A jedoch ausdrücklich bis zur vollständigen Kaufpreiszahlung durch K vor. Außerdem vereinbarte sie mit K, dass dieser nicht vor der Zahlung des vollen Kaufpreises zur Weiterveräußerung des Wagens ermächtigt sein sollte. Die A erhielt von K einen Scheck über den Gesamtkaufpreis, im Gegenzug händigte sie dem K den Kraftfahrzeugbrief aus. Bei Vorlage des Schecks durch A lehnte die bezogene Bank mangels Kontodeckung die Scheckeinlösung ab. 

Inzwischen hatte K den Ferrari zusammen mit anderen Sportwagen, die er kommissionsweise übernommen hatte, in seinen Verkaufsraum ausgestellt. Der B interessierte sich für den Wagen. Beim Verkaufsgespräch legte ihm K auch den auf den Namen der A lautenden Kraftfahrzeugbrief vor. Als sich B ein paar Tage Bedenkzeit ausbat, war K damit einverstanden. Schließlich verkaufte K drei Tage später dem B den Ferrari für 30.000 € und übergab ihm den Wagen zusammen mit dem Kraftfahrzeugbrief.

B veräußerte wenig später den Ferrari an den D. 

Die A verlangt nun von B Schadensersatz mit der Begründung, er habe bei dem Handel mit dem Ferrari die wahren Eigentumsverhältnisse infolge grober Fahrlässigkeit nicht erkannt.

Zu Recht?

Lösungsskizze:

I. Anspruch der A gegen B auf Schadensersatz gem. §§ 990 Abs. 1 S. 1, 989 BGB

(1) Vindikationslage
 im Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses

(2) Bösgläubigkeit (§ 990 BGB) oder Rechtshängigkeit (§ 989 BGB)

(3) Verletzungshandlung (→ Beschädigung, Zerstörung oder Unmöglichkeit der Herausgabe)

(4) Verschulden

Voraussetzung: 
Vindikationslage im Zeitpunkt der Veräußerung B-D

A müsste also weiterhin Eigentümerin des Ferraris sein und B unrechtmäßiger Besitzer.

A müsste also noch Eigentümerin des Ferraris gewesen sein.

1. Verlust des Eigentums durch Übereignung an K gem. § 929 S. 1 BGB

Voraussetzung: 
a) Dingliche Einigung 
Grundsätzlich haben sich A und K geeignet, jedoch innerhalb ihrer Einigung → Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts (§ 449 BGB), §§ 929, 158 Abs. 1 BGB, d.h. das Eigentum soll nur unter der aufschiebende Bedingung der vollständige Zahlung des Kaufpreises übergehen.
(1) Erfüllung der Bedingung durch Hingabe des Schecks?
Erfüllung könnte möglicherweise durch die Hingabe des Schecks eingetreten sein. Dies ist der Fall, wenn es sich bei der Hingabe des Schecks um eine Leistung an Erfüllungs statt im Sinne des § 364 Abs. 1 BGB handelt.
Problem:
Ist die Hingabe eines Schecks als Leistung an Erfüllungs statt (§ 364 Abs. 
1 BGB) oder als Leistung erfüllungshalber einzuordnen?

Leistung an Erfüllungs statt: 
Die Parteien eines Schuldverhältnisses können dem Schuldner die Befugnis einräumen, das Schuldverhältnis durch eine andere als die geschuldete Leistung zum Erlöschen zu bringen. Erforderlich ist ein erkennbarer Wille des Gläubigers, die Leistung als Erfüllung anzuerkennen.

Leistung erfüllungshalber: 
Während bei der Leistung an Erfüllungs statt die Forderung mit dem Bewirken der Leistung erlischt, tritt bei der Leistung erfüllungshalber Erfüllung erst ein, wenn sich der Gläubiger aus dem Geleisteten befriedigt hat.
Merke: 
Ein Scheck verbrieft eine selbstständige Forderung, die mit der Grundfor-
derung nicht identisch ist, sondern als Rückgriffsforderung entsteht.

Hingabe eines Schecks ist im kaufmännischen Verkehr grds. eine Leistung erfüllungshalber. Die Erfüllungswirkung tritt deshalb erst mit der vorbehaltlosen Gutschrift oder Barauszahlung des Schecks ein! Hier ist auch kein anderweitiger Wille der A zu erkennen.
(2) Einseitiger Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt (Übergabe des Kraftfahrzeugbriefs)

(-), der Scheck wurde nur erfüllungshalber angenommen; aus der Herausgabe des Kraftfahrzeugbriefs kann nur der Schluss gezogen werden, dass die A die Einbehaltung des Briefs wegen des erwarteten, baldigen Zahlungseingangs nicht für erforderlich hielt
b) Zwischenergebnis: 
Die Bedingung ist damit noch nicht eingetreten, so dass A ihr Eigentum nicht durch das Rechtsgeschäft nach § 929 S. 1 BGB mit K verloren hat.

2. Verlust durch das Rechtsgeschäft K - B gem. §§ 929 S. 1, 185 Abs. 1 BGB

Voraussetzungen des § 929 S. 1 BGB:

(1) Dingliche Einigung über den Eigentumsübergang
(2) Übergabe der Sache

(3) Einigsein zum Zeitpunkt der Übergabe

(4) Berechtigung des Veräußerers: Rechtsinhaberschaft oder Ermächtigung
K und B haben sich über den Übergang des Eigentums geeinigt. Weiterhin wurde der Ferrari auch an B übergeben.
Problematisch erscheint allerdings die Berechtigung des K zur Veräußerung:
→ vorherige Zustimmung iSd. § 185 BGB (-) Vertraglich war eindeutig vereinbart, dass K das Fahrzeug vor vollständiger Kaufpreiszahlung nicht weiter veräußern darf; auch in der Herausgabe des Kraftfahrzeugbriefs liegt keine konkludente Einwilligung (Auslegung nach dem objektiven Empfängerhorizont, §§ 133, 157, 242 BGB)
3. Gutgläubiger Eigentumserwerb des B gem. §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1 S. 1 BGB

Voraussetzungen des § 932 BGB:

(1) Rechtsgeschäft im Sinne eines Verkehrsgeschäftes

(2) Rechtsschein durch Innehabung des Besitzes

(3) Gutgläubigkeit, § 932 Abs. 2 BGB

(4) Kein Abhandenkommen, § 935 BGB

a) Rechtsgeschäft im Sinne eines Verkehrsgeschäfts 
Ein solches ist gegeben, schließlich sind B und K weder formal noch wirtschaftlich betrachtet personenidentisch.

b) Rechtsschein durch Innehabung des Besitzes
K hatte unmittelbaren Besitz am Ferrari, so dass auch der erforderliche Rechtsschein erzeugt wurde. 
c) Gutgläubigkeit (des B)
Fraglich ist jedoch, ob B gutgläubig im Sinne des § 932 BGB war. Gem. § 932 Abs. 2 BGB ist der Erwerber nicht in gutem Glauben, wenn ihm bekannt oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ist, dass die Sache nicht dem Veräußerer gehört.

Zur Gutgläubigkeit, § 932 Abs. 1 S.1, Abs. 2 BGB:

Die Gutgläubigkeit muss sich auf die Eigentümerstellung beziehen!!!
→ 
Positive Kenntnis
→ 
Grob fahrlässige Unkenntnis: grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich hohem Maße verletzt und das unbeachtet lässt, was im gegeben Fall jedem hätte einleuchten müssen.
 Zwar besteht keine allgemeine Nachforschungspflicht, beim Kauf (gebrauchter) Kfz ist jedoch die Vorlage des Fahrzeugsbriefs erforderlich. Auch ein auffälliges Missverhältnis zwischen Kaufpreis und Verkehrswert oder die Umstände des Geschäftsabschlusses können Nachforschungspflichten begründen.

→ Zeitpunkt der Gutgläubigkeit: Vollendung des Rechtserwerbs, d.h. Gutgläubigkeit muss von der Einigung bis zum letzten Erwerbstatbestand fortbestehen

Vorliegend: Im Kraftfahrzeugbrief war A als Eigentümerin des Ferraris eingetragen. Die Eintragungen im Kraftfahrzeugbrief ermöglichen es dem Käufer, beim eingetragenen Berechtigten zu überprüfen, ob der Besitzer des Fahrzeugs zur Übereignung befugt ist, ggf. muss der Käufer Nachforschungen anstellen. Ein Unterlassen der Einsicht in den Kraftfahrzeugbrief schließt daher regelmäßig den gutgläubigen Erwerb durch den Käufer eines Gebrauchtwagens aus.

B hat es unterlassen, bei A nachzufragen, ob K zu einer Eigentumsübertragung berechtigt war. Damit handelte B grob fahrlässig und war damit nicht gutgläubig i.S.d. § 932 BGB.
d) Zwischenergebnis:
Die Voraussetzungen des gutgläubiger Erwerbs gem. § 929 S. 1, 932 Abs. 1 S. 1 BGB sind nicht gegeben. B hat nicht gutgl. Eigentum zu Lasten der A erworben.
4. Eigentumsübertragung an B gem. §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m. § 366 Abs. 1 HGB

Wiederum sind alle Prüfungsvoraussetzungen, bis auf die Überwindung der Berechtigung, erfüllt (s.o.).
a) Gutgläubigkeit hinsichtlich der Verfügungsbefugnis, § 366 HGB
Die fehlende Verfügungsbefugnis des K kann durch § 366 HGB überwunden worden sein. Verfügungsbefugnis ist die vom Eigentümer abgeleitete Berechtigung zu Verfügungen über eine Sache im eigenen Namen mit Wirkung zu Lasten des Berechtigten.
Grundlage des gutgläubigen Erwerbs bleiben auch im Falle des § 366 HGB die §§ 932 ff. BGB (insb. § 935 BGB), denn  § 366 HGB erweitert nur den Anwendungsbereich dieser Vorschriften.
Merke: Ein spezifizierter guter Glaube an das Eigentum oder an die Verfügungsbefugnis ist nach ständiger Rspr. nicht erforderlich.
b) Voraussetzungen des § 366 HGB:
Die Voraussetzungen des § 366 HGB müssten erfüllt sein.

(1) Veräußerer ist Kaufmann (§§ 366 Abs. 1, 343 Abs. 1 HGB)
K ist als Kraftfahrzeughändler KM i.S.d. § 1 HGB, zumindest gilt § 5 HGB.
(2) Veräußerung einer bewegl. Sache im Rahmen des Betriebs seines Handelsgewerbes 

K veräußerte den Ferrari im Betrieb seines Handelsgeschäfts, §§ 343 Abs. 1, 344 Abs. 1 HGB. Der Ferrari ist eine bewegl. Sache.
(3) Gutgläubigkeit hinsichtlich der Verfügungsbefugnis

Der gute Glaube an die Verfügungsbefugnis setzt grds. voraus, dass der Erwerber die fehlende Verfügungsbefugnis nicht kannte, also einem Irrtum unterlag. Das heißt, dass er entweder einen Sachverhalt annahm, bei dem, wenn er wirklich vorläge, Verfügungsbefugnis bestünde, oder zwar den wahren Sachverhalt kannte, daraus aber falsche rechtliche Schlüsse zog, also die Einwilligung zur Verfügung folgert.

Problem: 
Kraftfahrzeugbrief lautet auf den Namen der A
Ergibt sich auch im Rahmen des § 366 Abs. 1 HGB für den Erwerber eine Nachforschungspflicht?

Nach st. Rspr. kann die Prüfung, ob es infolge grober Fahrlässigkeit am guten Glauben beim Erwerb einer beweglichen Sache gefehlt hat, bei Anwendung von § 932 BGB und § 366 Abs. 1 HGB zu unterschiedlichen Ergebnissen führen.

Der gute Glaube an die Verfügungsbefugnis eines Kaufmanns kann gerechtfertigt sein, selbst wenn ein guter Glaube an sein Eigentum durch grobe Fahrlässigkeit ausgeschlossen wäre.

Im Rahmen des § 366 Abs. 1 HGB kann naturgemäß nicht erwartet werden, dass der Veräußerer im Kraftfahrzeugschein steht, denn hier nimmt ja der Veräußerer gar nicht das Eigentum, sondern nur die sich nicht aus dem Kraftfahrzeugbrief ergebende Verfügungsmacht in Anspruch. Daher begründet im Rahmen des § 366 HGB schon die tatsächliche Innehabung eines auf einen fremden Namen lautenden Kraftfahrzeugbriefes den Rechtsschein der Verfügungsmacht für den Autohändler.
Wer von einem Autohändler  erwirbt, kann grundsätzlich darauf vertrauen, dass der Autohändler vom Dritten zur Verfügung ermächtigt worden ist, so dass der Erwerber i.d.R. gutgläubig ist.
Etwas anderes kann sich ergeben, wenn sich aufgrund besonderer Umstände Verdachtsgründe aufdrängen. Solche sind vorliegend nicht ersichtlich. Damit war B bzgl. der Verfügungsbefugnis des K gutgläubig.
 (4) Kein Abhandenkommen

Eine Sache ist dann abhanden gekommen, wenn der Eigentümer den unmittelbaren Besitz unfreiwillig verliert. A hatte den unmittelbaren Besitz am Ferrari jedoch freiwillig auf K übertragen. Der Ferrari ist somit nicht abhanden gekommen
c) Zwischenergebnis
B hat das Eigentum am Ferrari gem. §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1 S. 1 BGB i.V.m. § 366 Abs. 1 HGB gutgläubig erworben. Somit war A zum Zeitpunkt der Veräußerung an D nicht mehr Eigentümerin des Ferraris. Demnach bestand zum maßgeblichen Zeitpunkt keine Vindikationslage.
5. Ergebnis: 

B hat das Eigentum am Kfz erworben, damit liegt keine Vindikationslage im Verhältnis K – B vor.
 Demnach sind die Voraussetzungen des Anspruchs aus §§ 990 Abs. 1 S. 1 BGB, 989 BGB nicht erfüllt.
II . Anspruch aus § 816 Abs. 1 S. 1 BGB
 gegen B

(-), da B im Zeitpunkt der Veräußerung an D Eigentümer war und damit Berechtigter

III. Anspruch aus § 687 Abs. 2 BGB
 gegen B

(-), da B ein eigenes Geschäft führte.
Endergebnis:  

Es bestehen keine Schadensersatzansprüche der A gegen B.
� Die Vindikationslage ist ein Zustand, in dem der Eigentümer einen Herausgabeanspruch gegen den Besitzer hat. Die Vindikation setzt ein Eigentümer-Besitzer-Verhältnis voraus.


� Prüfungsschema § 929 S. 1 BGB: (1) Dingl. Einigung (2) Übergabe (3) Einigsein zur Zeit der Übergabe (4) Berechtigung (5) u.U. Überwindung der Nichtberechtigung ( 923 BGB, 366 HGB)


� Das Prüfungsschema des § 932 BGB ist an das des § 929 anzuhängen, vgl. Fn. 2. Hier wird also die Übereignung nach § 929 BGB geprüft, dann wird festgestellt, dass keine Berechtigung vorlag und hiernach wird eingeleitet, dass möglicherweise die fehlende Berechtigung überwunden worden sein kann (nämlich durch den gutgl. Erwerb nach § 932 BGB bzw. § 366 HGB).


� Grob fahrl. handelt, wer verkennt, was einem jedem evident (


� Will heißen: (1) Einsicht in den Brief, wer ist eingetragen (2) Ist ein anderer als der Vertragspartner eingetragen, so besteht grundsätzlich eine Nachfragepflicht.


� Wiederum selbes Prüfungsschema wie bei §§ 929 S. 1, 932 Abs. 1 S. 1 BGB, nur wird diesmal unter Prüfungspunkt (5) (vgl. Fn. 2), anstatt § 932 BGB, 366 HGB geprüft.


� Ein solche läge vor, wenn K Eigentümerin wäre und B Besitzer, ohne Recht zum Besitz


� Vss. § 816 BGB: (1) Verfügung (2) Eines Nichtberechtigten (3) Wirksam gegenüber Berechtigten (4) Entgeltlich


� Vss. § 687BGB: (1) Fremdes Geschäft (2) Positive Kenntnis von der Fremdheit und mangelnde Berechtigung (3) Rechtsfolge Herausgabe des Erlangten (§§ 667, 681 S. 2, 687 II S. 1); Schadensersatz für GH (§§ 678, 687 II S. 1) ggf. Aufwendungsersatz für den Geschäftsführer (§§ 684 S. 1, 812, 687 II S. 2)
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